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preisgeben, sobald sie erfüllt sind. Es
wurde sogar der Wunsch geäussert, die
Frauenorganisationen sollten das Schwer-
gewicht von der sozialen Tätigkeit auf die
politische Einflussnahme verlegen. Die
grösseren Zusammenschlüsse sind in be-
schränktem Ausmass bereits politisch tä-
tig, indem sie in kantonale und eidgenös-
sische Vernehmlassungsverfahren einbe-
zogen werden. Der vorpolitische Raum, in
welchem sich die Frauenorganisationen
befinden, könnte erweitert werden, indem
die Verbände vermehrt Frauenanliegen auf-
greifen, formulieren und an die Pariamen-
tarierinnen weitergeben würden. Die Ver-
tretung der Frau in der Politik ist noch
nicht stark genug, um den wenigen Par-
lamentarierinnen die ganze Arbeit zu über-
lassen. Als Bindeglied zwischen der Ge-
samtheit der Frauen und den allein wirken-
den Frauen in der Politik sind den Frauen-
Organisationen neue und bedeutende Auf-
gaben gestellt.
Frauenverbände heute überholt? Diese
Frage wurde eindeutig verneint. Durch ihr
Verschwinden würden klaffende Lücken
entstehen. Wenn die Frauen heute wie in
der Vergangenheit die Zeichen der Zeit
erkennen, öffnet sich ihnen ein weites,
mannigfaltiges Wirkungsfeld.

Margrit Baumann

Lancierung der
Verfassungsinitiative
Am 7. März hat sich in Bern ein überpar-
teiliches und überkonfessionelles Komitee
gebildet, das auf Grund der am Frauen-
kongress angenommenen Resolution 1 eine
Verfassungsinitiative lancieren wird. Art. 4
der Bundesverfassung soll in der Weise
ergänzt werden, dass die Gleichberechti-
gung von Mann und Frau in Gesellschaft,

Familie, Arbeitswelt und Ausbildung ge-
währleistet wird. Mit der Unterschriften-
Sammlung soll im Laufe des Monats April
begonnen werden. Das Initiativkomitee
wird von Lydia Benz-Burger (Zürich) prä-
sidiert, als Vizepräsidentinnen wirken Jac-
queline Berenstein-Wavre (Genf), Carla
Bossi-Caroni (Lugano) und Lili Nabholz-
Haidegger (Zürich). Wir werden unsere
Mitglieder und Leser über den genauen
Text der Verfassungsinitiative und über
den Beginn der Unterschriftensammlung
informieren.

Frau oder Fräulein?
Der Schweizerische Frauenkongress, der
insgesamt sieben Resolutionen gutgeheis-
sen hat, lehnte eine achte ab. Sie hatte
folgenden Wortlaut:
«Der Kongress ist sich bewusst, dass der
Partnerschaftsgedanke erst wirklich durch-
gesetzt werden kann, wenn auch' die
Frauen untereinander partnerschaftlich
denken. Insbesondere gilt es, das partner-
schaftliche Denken zwischen den verhei-
rateten und den alleinstehenden Frauen
zu fördern. Dies gilt vor allem in dem
Sinn, dass die besondere Brandmarkung
der ledigen Frau mit dem sächlichen Wort
«Fräulein» als unnötig und unwünschbar
erkannt wird. Der Kongress empfiehlt des-
halb, dass jede Frau, ohne Rücksicht auf
ihren Zivilstand als «Frau» angesprochen
wird. Entsprechende Massnahmen der
öffentlichen Hand könnten in dieser Hin-
sieht bahnbrechend wirken.»
Die Ablehnung erfolgte nicht aus mangeln-
dem Verständnis der Kongressteilnehmer
für das durchaus legitime Anliegen, doch
wollte man die bereits beachtliche Zahl
von sieben Resolutionen nicht erhöhen.
Zudem wird die aufgestellte Forderung
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